
hömmenen Zeugen nicht. Vielmehr ist in der Quittung 
der Eingang des Betrages ausdrücklich Vorbehalten.

Es kommt hiernach für die Entscheidung darauf an, 
ob infolge eines Verschuldens des Gläubigers die 
Schuld nicht vor dem Eintritt der Währungsreform 
erfüllt werden konnte, und daher im Verhältnis 10 :1 
abgewertet worden ist (Art. 8 Ziffer 3 der DurchfVO 
zur Währungsreform). Auszugehen ist davon, daß der 
Gläubiger, der einen Scheck annimmt, verpflichtet ist, 
das zur Herbeiführung der Einlösung Erforderliche zu 
tun, bevor er den Schuldner auf Barzahlung in An­
spruch nimmt.

Es fragt sich aber, ob die Klägerin verpflichtet war, 
den Scheck sofort nach Empfang noch am 22. Juni 1948 
zur Bank zu bringen. Der Gläubiger muß zwar hierbei 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt anwenden, es 
muß ihm aber dazu eine gewisse Frist eingeräumt wer­
den, wie sie bei ordnungsmäßigem Geschäftsgang in 
solchen Fällen üblich ist. Da allgemein bekannt war, 
daß die Währungsreform bevorstand und in Kürze 
durchgeführt werde, war von der Klägerin eine ver­
stärkte Sorgfaltspflicht und größte Beschleunigung zu 
verlangen (vgl. Felske, die zivilen Folgen der Wäh­
rungsreform in der Neuen Justiz 1949 Seite 19/20). Die 
Währungsreformmaßnahmen waren aber am 22. Juni 
1948 noch nicht veröffentlicht. Erst am 23. Juni 1948 
wurde der Befehl des Obersten Chefs der SMAD vom 
23. Juni und die vom 21. Juni 1948 datierte VO der 
DWK bekanntgegeben. Daß am 23. Juni 1948 kein 
Bankverkehr mehr stattfinden werde, war bis zu 
diesem Tage nicht bekannt gemacht worden. Es fragt 
sich, ob diese Umstände es rechtfertigen, von der 

, Klägerin zu verlangen, daß sie den Scheck noch am 
selben Tage zur Bank schickte, obwohl dafür nur noch 
kurze Zeit zur Verfügung stand und ihr Bankbote be­
reits unterwegs war. Nach Ansicht des Senats geht es 
zu weit, der Klägerin die Verpflichtung aufzuerlegen, 
den Scheck innerhalb so kurzer Zeit noch am selben 
Vormittag zur Bank zu bringen. Auch unter den ge­
schilderten Umständen konnte die Klägerin annehmen, 
daß es genüge, wenn der Scheck im ordentlichen Ge­
schäftsgang am nächsten Morgen der Bank vorgelegt 
werde. Ein Verschulden der Klägerin an der Ver­
hinderung der Erfüllung im Sinne des Art. VIII 
Ziffer 3 der DurchfVO ist daher zu verneinen. Zu 
dieser Erwägung muß auch der Umstand beitragen, 
daß die Verklagte, in deren Verkehr mit der Klägerin 
die Zahlung durch Schecks bisher nicht üblich ge­
wesen war, die Übersendung des Schecks offensichtlich 
in der Absicht vorgenommen hat, die Gefahr einer 
etwa unvermutet eintretenden Währungsreform auf die 
Klägerin abzuwälzen. Die Verklagte wäre in der Lage 
gewesen, das erforderliche Bargeld, falls sie noch am 
selben Vormittage zahlen wollte, von der Bank zu be­
schaffen und die Klägerin durch Barzahlung zu be­
friedigen. Ihr Verlangen, daß die Klägerin im Inter­
esse der Verklagten zu so ungewöhnlichen Maßnahmen 
greifen sollte, wie es die sofortige Überbringung des 
Schecks dargestellt hätte, kann daher nicht als be­
rechtigt anerkannt werden. Eine Umwertung der 
Forderung der Rechnung vom 22. Juni 1948 gemäß 
Art. VIII Ziffer 3 der Durchführungsverordnung ist 
also nicht eingetreten. Da die Verklagte nur einen Teil­
betrag von 1049 DM gezahlt hat, ist der Anspruch der 
Klägerin auf Zahlung des Restbetrages für den ge­
lieferten Kesselwagen mit Treibstoff begründet.

§§ 2356, 2358 BGB — §§ 12, 15, 27 FGG.
Verletzung der Aufklärungspflicht durch die Vor­

instanzen rechtfertigt die weitere Beschwerde nach 
§ 27 FGG.

Die vom Erblasser geäußerte Absicht, eine Testa­
mentsniederschrift noch „in Reinschrift bringen“ zu 
wollen, schließt nicht aus, schon jene Niederschrift als 
gültiges Testament aufzufassen, sofern sie alle Form­
erfordernisse erfüllt.

Im Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit ist 
die eidliche Vernehmung Beteiligter zulässig.

OLG Potsdam, Beschluß vom 15. März 1949 — 1 W 
159/49.

Die Beschwerdeführerin ist die Witwe des Kauf­
manns M. Sie beruft sich auf ein eigenhändiges Testa­

ment des Erblassers, in dem dieser sie als Alleinerbin 
eingesetzt habe. Die Vorlegung der Urkunde ist der 
Beschwerdeführerin nicht möglich, da sie nach ihrer 
Angabe bei den Kampfhandlungen im April 1945 ver­
loren gegangen und nicht mehr aufzufinden ist. Ihren 
Antrag auf Erteilung eines entsprechenden Erbscheins 
hat das Amtsgericht zurückgewiesen, ebenso das Land­
gericht ihre gegen den Beschluß des Amtsgerichts er­
hobene Beschwerde. Das Landgericht sieht nicht als 
erwiesen an, daß der Erblasser ein eigenhändiges 
Testament zugunsten der Beschwerdeführerin, wie er 
es nach der Aussage der Zeugin Martha L. allerdings 
habe errichten w o l l e n ,  nun tatsächlich auch — und 
zwar formgültig — errichtet h a b e .

Die weitere Beschwerde gegen den Beschluß des 
Landgerichts ist zulässig und begründet.

Die Zulässigkeit der weiteren Beschwerde ergibt sich 
aus § 27 FGG, weil die Beschwerdeführerin, wenn sie 
geltend macht, das Landgericht habe es unterlassen, 
alle nötigen Beweise zu erheben, die Verletzung gesetz­
licher Bestimmungen, nämlich des § 12 FGG und der 
§§ 2358, 2359 BGB rügt.

Die weitere Beschwerde ist auch begründet. Das 
Landgericht hat nicht aufgeklärt, ob das Schriftstück, 
das nach der Bekundung der Beschwerdeführerin der 
Testator ihr zur Aufbewahrung übergeben hat, ein 
formgültiges Testament desselben gewesen ist. Mit 
Rücksicht darauf, daß aus der Bekundung der Zeu­
gin L. sich weder ergibt, ob der Testator seine der 
Zeugin gegenüber geäußerte Absicht, nach dem in ihrer 
Gegenwart von ihm aufgesetzten Dokument später 
noch eine „Reinschrift“ zu fertigen, ausgeführt hat, 
noch ergibt, ob jene erste Niederschrift oder eine etwa 
später gefertigte „Reinschrift“ seitens des Testators 
der Beschwerdeführerin zur Aufbewahrung übergeben 
worden ist, stellte das Zeugnis der letzteren ein be­
sonders wichtiges Beweismittel dar, das das Land­
gericht nicht in ausreichendem Maße benutzt hat. 
Namentlich hätte ermittelt werden müssen, woher die 
Beschwerdeführerin ihre Kenntnisse von dem ihr 
übergebenen Testament ihres Ehemannes hat. Es steht 
nicht fest, ob es sich bei dem Inhalt ihrer Aussage 
insoweit nur um eine Annahme von ihr handelt, ob sie 
Zeugin der Testamentserrichtung gewesen ist, ob sie 
das wiedergibt, was Frau L. als Augenzeugin ihr 
berichtet hat, oder ob ihr Wissen auf den mündlichen 
oder schriftlichen Mitteilungen ihres Ehemannes selbst 
beruht.

Da das Landgericht seine Aufklärungspflicht verletzt 
hat, war die Vorentscheidung aufzuheben. Wegen des 
gleichen Verfahrensmangels ist auch der Beschluß des 
Amtsgerichts aufgehoben worden. Das Amtsgericht, an 
das die Sache zurückverwiesen worden ist, wird die 
weiteren Ermittlungen nach den vorstehend dar­
gelegten Grundsätzen durchzuführen und weiter fol­
gendes zu beachten haben:

In rechtlicher Hinsicht ist davon auszugehen, daß 
die von einem Testierwilligen geäußerte Absicht, seinen 
vollständig aufgesetzten letzten Willen noch „in Rein­
schrift“ bringen zu wollen, nicht zu dem Schlüsse 
zwingt, das bis dahin Niedergeschriebene sei nur Ent­
wurf. Es kann vielmehr durchaus dahin ausgelegt 
werden, daß der rechtlich bereits vollgültig nieder­
gelegte Wille lediglich un? des äußeren Eindrucks 
willen in eine bessere äußere Form gebracht werden 
sollte. Wenn im vorliegenden , Fall festgestellt würde, 
daß der Testator seine der Zeugin L. gegenüber ge­
äußerte Absicht, das in ihrer Gegenwart nieder­
geschriebene Testament „zu Haus ins Reine schreiben“ 
zu wollen, nicht ausgeführt hat, wäre damit dem 
Anträge der Beschwerdeführerin nicht etwa der Boden 
entzogen. Freilich ist zu beachten, daß in diesem Falle 
jene Niederschrift alle vom Gesetz zwingend vor­
geschriebenen Erfordernisse erfüllt haben müßte. In 
dieser Hinsicht ist darauf hinzuweisen, daß die Zeugin 
wohl in ihrer eidesstattlichen Erklärung, nicht aber bei 
ihrer eidlichen Vernehmung die eigenhändige Unter­
schrift des Testators erwähnt. Er erscheint angezeigt, 
zu diesem Punkte jedenfalls dann die Zeugin noch­
mals zu vernehmen, wenn nicht aus der Vernehmung 
der Beschwerdeführerin selbst die Formgültigkeit des 
ihr von ihrem Ehemann übergebenen Testaments sich 
ergibt. Gleichzeitig würde mit einer solchen Feststellung 
die Frage, ob das in Gegenwart der Zeugin L. seitens
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